Die völkerrechtlich gültigen Grenzen 

des Deutschen Reiches 

auf Grund des Selbstbestimmungsrechts der Völker 



Die Karte gibt die zur Zeit ihres Druckes (1986) bestehenden tatsächlichen Verhältnisse 
und rechtlichen Gegebenheiten hinsichtlich der Gebiete des Deutschen Reiches wieder. 
Die völkerrechtlich gültigen Grenzen des Deutschen Reiches entsprechen annähernd den 
tatsächlichen Grenzen vom 12. November 1918. Die weitgehende Wiedergabe der 
letzteren bedeutet daher nicht die Darstellung eines geschichtlichen Zustandes. Auch 
beinhaltet die Karte keine politische Zielvorstellung. Die Grenzen innerhalb des Deutschen 
Reiches kennzeichnen die Länder in der Bundesrepublik Deutschland und in der Republik 
Österreich nach dem gegenwärtigen Stande und in der Deutschen Demokratischen 
Republik annähernd nach dem Stande vor dem 23. Juli 1952 sowie die im folgenden Text 
genannten annektierten Gebiete und innerhalb derselben die Provinzen nach dem 
jeweiligen letzten Stande vor der Annexion. 


Das Deutsche Reich wurde durch die Wahl Heinrichs I. zum deutschen König am 14. April 919 
und die anschließende friedliche Einigung der fünf deutschen Stammesherzogtümer unter dem 
Namen Regnum Teutonicorum (Königreich der Deutschen) gegründet und wurde nach Zeiten 
des Verfalls am 18. Januar 1871 wiedergegründet. Das Staatsgebiet des Deutschen Reiches 
wurde durch die Reichsverfassung vom 16. April 1871 und durch den Vertrag von Frankfurt 
vom 10. Mai 1871 bestimmt. Der Sitz der Reichsregierung wurde die Reichshauptstadt Berlin. 






















Mit Wirkung vom 12. November 1918 hat sich, wie nachstehend näher ausgeführt, Deutsch- 
Österreich einschließlich des Sudetenlandes dem Deutschen Reich angegliedert, das zwar seit 
dessen Gründung zum Deutschen Reich und sodann zum Deutschen Bund gehört hatte, jedoch 
bei der Wiedergründung am 18. Januar 1871 zunächst ausgeschlossen blieb. Das Gebiet 
Nordschleswig wurde rechtswirksam am 5. Mai 1920 an Dänemark abgetreten. 

Das Deutsche Reich wurde im Jahre 1945 von den Hauptkriegsmächten Großbritannien, 
Sowjetunion, Vereinigte Staaten von Amerika und Frankreich völkerrechtswidrig in besetzte - 
heute halbselbstständige - Gebiete, in ein später neutralisiertes Gebiet und in annektierte 
Gebiete aufgeteilt. Die Reichsregierung wurde am 23. Mai 1945 völkerrechtswidrig verhaftet. 
Damit wurde das Deutsche Reich handlungsunfähig. Eine weitergehende völkerrechtliche 
Wirkung haben die genannten Maßnahmen der ehemaligen Feindmächte jedoch nicht. Das 
Deutsche Reich besteht rechtlich auch heute noch fort. Dies hat auch das Verfassungsgericht der 
Bundesrepublik Deutschland mehrfach, insbesondere mit Urteil vom 31. Juli 1973, bestätigt. Die 
Aufteilung des Deutschen Reiches und die Beseitigung der Reichsregierung führten in Bezug auf 
das Reichsgebiet zu den nachstehenden tatsächlichen und rechtlichen Gegebenheiten. 


Besetzte Gebiete 

Besetzte Gebiete sind Gebiete, die von Truppen eines oder mehrerer anderer Staaten 
besetzt (okkupiert) sind. Die Besetzung (Okkupation) fremden Staatsgebietes ist im 
Verlaufe eines Krieges zulässig. Ein Verbleiben von Truppen auf fremden Staatsgebiet als 
Dauerzustand ist dagegen nach dem Völkerrecht untersagt. Diese haben vielmehr ein 
besetztes Land alsbald nach Beendigung der Feindseligkeiten zu verlassen. Die 
anhaltende Besetzung der nachgenannten Gebiete beruht daher auf Verträgen. Diese 
Verträge haben die Besatzungsmächte mit Regionalregierungen der besetzten Gebiete 
abgeschlossen. Doch legitimiert zum Abschluss derartiger Verträge wäre allein die von 
den Besatzungsmächten handlungsunfähig gemachte Reichsregierung. Zudem sind die 
Regionalregierungen von den Besatzungsmächten selbst zuvor eingesetzt worden und 
handeln als deren Organe. Die Verträge sind mithin durch ein sog. Kontrahieren 
(Vereinbaren) mit sich selbst zustande gekommen. Sie verstoßen deshalb gegen einen im 
gesamten Recht, also auch im Völkerrecht, geltenden Rechtsgrundsatz. Die Verträge sind 
daher aus zweifachem Grunde nichtig. Die anhaltende Besatzung ist mithin 
völkerrechtswidrig. 

1. Von den Vereinigten Staaten, Großbritannien und Frankreich besetzte 
Gebiete 

Die Bundesrepublik Deutschend und Berlin-West 

Die sog. Bundesrepublik Deutschland (BRD) ist ein von den genannten 
Besatzungsmächten am 23. Mai 1949 gegründeter und als Provisorium gedachter 
Teilstaat. Wie der Name „Deutschland" zum Ausdruck bringt, war es diesem Teilstaat 
gestattet, sich mit dem Deutschen Reich zu identifizieren! 1 ]. Demgemäß hat die 
Bundesrepublik Deutschland zunächst für sich beansprucht, als Vertreter oder als 
Treuhänder auch für das Deutsche Reich zu handeln. Tatsächlich hat sie jedoch 
Vertretung oder Treuhandschaft von Anfang an nur gelegentlich und zurückhaltend 
wahrgenommen] 2 ]. Der Verzicht auf den herkömmlichen Staatsnamen „Deutsches Reich" 
macht dies ebenso deutlich wie das Ringen um die Nationalhymne. Seit der 
Regierungserklärung vom 14. Dezember 1966 lassen zahlreiche Erklärungen und 
Handlungen der jeweiligen Regierungen der Bundesrepublik erkennen, dass die 1949 
übernommene Vertretung oder Treuhandschaft überhaupt aufgegeben wurde! 3 ]. Unter 
den gegenwärtigen Umständen verleitet die Verwendung des Namens „Deutschland" für 
die Bundesrepublik zu der Annahme, dieser westliche deutsche Teilstaat sei das ganze 



Deutschland. Andererseits verfolgt mit der Empfehlung der Bezeichnung „Deutsche 
Bundesrepublik" der Osten das Ziel, durch Abschaffung des Staatsnamens „Deutschland" 
die Aufgabe der Vertretung ganz Deutschlands seitens der Bundesrepublik zu verewigen. 

Die Zugehörigkeit von Berlin-West zur BRD ist umstritten. 

Von der Sowjetunion besetzte Gebiete 

Die Deutsche Demokratische Republik und Berlin-Ost 

Die sog. Deutsche Demokratische Republik (DDR) ist ein von der genannten 
Besatzungsmacht am 7. Oktober 1949 gegründeter Teilstaat. Die Regierung der DDR hat 
von vornherein jede Identifikation mit dem Deutschen Reich abgelehnt, doch bejahte sie 
zunächst die Einheit der deutschen Nation. Seit der Verfassung vom 7. Oktober 1974 
leugnet sie auch die letztere. 

Die Zugehörigkeit von Berlin-Ost zur DDR ist umstritten. 

Der Zusammenschluss der besetzten - halbselbstständigen - Gebiete zu einem Staat, die 
sog. Wiedervereinigung (im engeren Sinne), wird von den Besatzungsmächten 
verhindert. Diese Verhinderung verletzt das Selbstbestimmungsrecht der Völker. Das 
letztgenannte Recht ist das Recht der in einem Gebiet ansässigen Bevölkerung, über die 
Staatszugehörigkeit dieses Gebietes selbst zu bestimmen. Eine Entscheidung der 
Bevölkerung über die Zugehörigkeit zu BRD und DDR anstelle der Zugehörigkeit zu 
einem Gesamtdeutschland hat jedoch nicht stattgefunden. 


Neutralisiertes Gebiet 

Neutralisierte Gebiete sind Gebiete, für welche durch einen allgemeinen Staatsvertrag für 
dauernd die Neutralität angeordnet ist. Neutralität bedeutet im Völkerrecht zunächst 
lediglich die Nichtbeteiligung an einem Krieg zwischen anderen Staaten. Doch wurde der 
Begriff der Neutralität dahingehend ausgedehnt, dass ein Staat sich keinem Bündnis 
anschließt und dass ein Gebiet ein eigener Staat und nicht Bestandteil eines anderen 
Staates ist. Die Anordnung der Neutralität im letztgenannten Sinne (Neutralisation) 
verletz das Selbstbestimmungsrecht der Völker. Das Recht der in einem Gebiet 
ansässigen Bevölkerung, über die Staatszugehörigkeit dieses Gebietes zu entscheiden, 
beinhaltet auch das Recht, dasselbe zum Bestandteil eines anderen Staates zu machen 
(Gebietsangliederung). 

Die Republik Österreich 

Die sog. Republik Österreich (RÖ) ist ein mit Wirkung ab 21. Oktober 1918 unter dem 
Namen „Deutsch-Österreich" gegründeter Teilstaat, der sich mit Wirkung ab 12. 
November 1918 zu einem Bestandteil des Deutschen Reiches erklärt hat. Mit Vertrag von 
Saint Germain vom 10. September 1919 wurde diesem Teilstaat die Führung des Namens 
„Deutsch-Österreich" und die Angliederung an das übrige Deutsche Reich verboten. Trotz 
dieses Verbotes wurde die Angliederung durch Volksabstimmungen in Tirol am 24. April 
1921 mit 98,8 vHR] und in Salzburg am 29. Mai 1921 mit 99,3 vHD] der Stimmen 
bestätigt, woraufhin die Feindmächte weitere Abstimmungen verboten. Die Republik 
Österreich hat sich dennoch erneut mit Gesetz vom 13. März 1938 zu einem Bestandteil 
des Deutschen Reiches erklärt. Diese Angliederung wurde durch Volksabstimmung vom 
10. April 1938 mit 99,73 vHD] der abgegebenen gültigen Stimmen bestätigt. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg schlossen die seinerzeitigen Besatzungsmächte mit einer von ihnen 



eingesetzten Regierung den Österreichischen Staatsvertrag vom 15. Mai 1955, durch den 
das Angliederungsverbot wiederholt wurde. 

Der Österreichische Staatsvertrag ist schon aus dem Grunde nichtig, weil er durch sog. 
Kontrahieren mit sich selbst zustande gekommen ist. Darüber hinaus sind der Vertrag 
von Saint Germain und auch der Staatsvertrag nichtig, weil sie gegen das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker verstoßen! 6 ] 


Annektierte Gebiete 

Annektierte Gebiete sind Gebiete, die ein fremder Staat gegen oder ohne den frei 
geäußerten Willen der in den betreffenden Gebieten ansässigen Bevölkerung annektiert 
(sich staatsrechtlich zugeeignet) hat. Zur ansässigen Bevölkerung gehören auch 
diejenigen Teile derselben, die vor Kriegshandlungen geflohen oder vom annektierenden 
Staat vertrieben worden sind. Flucht und Vertreibung bedeuten keine Aufgabe des 
Wohnsitzes. Am entsprechenden Willen der ansässigen Bevölkerung fehlt es auch dann, 
wenn diese durch Massentötungen beseitigt wird. Ein annektiertes Gebiet kann 
entweder ein eigener Staat oder ein Bestandteil eines anderen Staates sein. Die Annexion 
(staatsrechtliche Zueignung) wird, wenn das annektierte Gebiet ein eigener Staat ist, 
durch einseitigen Akt des annektierenden Staates, und wenn das annektierte Gebiet 
Bestandteil eines anderen Staates ist, entweder ebenfalls durch einseitigen Akt des 
annektierenden Staates oder auch durch Vertrag mit dem anderen Staat vollzogen. Ist im 
letzteren Fall die Annexion durch einseitigen Akt vollzogen, so ist der annektierende 
Staat bestrebt, diese durch einen nachfolgenden Vertrag mit dem anderen Staat 
legalisieren (gesetzmäßig machen) zu lassen. 

Ein Wechsel der Staatshoheit über ein Staatsgebiet tritt jedoch durch Annexionen nicht 
ein. Letztere verstoßen gegen das Selbstbestimmungsrecht der Völker und sind daher 
rechtlich ohne Wirkung. Ein solcher Wechsel tritt vielmehr nach geltendem Völkerrecht 
nur dann ein, wenn er dem frei geäußerten Willen der in dem betreffenden Gebiet 
ansässigen Bevölkerung entspricht. Es handelt sich sodann um die Ausübung des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker. Eine Bevölkerung äußert frei ihren Willen in der 
Regel durch Abstimmung (Plebiszit). Diese führt häufig zu keinem einhelligen Ergebnis. 
Der Mehrheit steht sodann eine nennenswerte Minderheit gegenüber. Sind die Stimmen 
der Minderheit über das Abstimmungsgebiet verteilt, muss diese die Entscheidung der 
Mehrheit gegen sich gelten lassen (Majorisierung). Bildet dagegen die Minderheit in 
einem Teilbereich des Abstimmungsgebietes die Mehrheit, ist eine Aufteilung desselben 
entsprechend der Verteilung der Stimmen geboten. Der auf einer Abstimmung 
beruhende rechtswirksame Wechsel der Staatshoheit kann entweder durch die bereits 
unter II. genannte Gebietsangliederung (Fusion) oder durch eine Gebietsabtretung eines 
Bestandteiles eines anderen Staates (Zession) oder durch eine Verselbstständigung eines 
Bestandteiles eines anderen Staates (Sezession) geschehen. Ausnahmsweise äußert eine 
Bevölkerung frei ihren Willen durch Gründung neuer Staaten auf dem Gebiet eines 
aufgelösten Staates (Sukzession). Letzteres geschah bei der Auflösung der 
Donaumonarchie gegen Ende des Jahres 1918. Der einzige Fall einer rechtswirksamen 
Gebietsabtretung durch das Deutsche Reich war die oben genannte Abtretung 
Nordschleswigs an Dänemark am 5. Mai 1920. Doch besteht selbst hier der Vorbehalt, 
dass eine deutsche Minderheit unnötigerweise majorisiert wurde. Es hatte zwar in der 
voraufgegangenen Volksabstimmung vom 10. Februar 1920 eine Mehrheit von 74,2 vFR 7 ! 
für Dänemark gestimmt, doch war die Minderheit von 24,9 vH PI der für das Deutsche 
Reich Stimmenden überwiegend im geschlossenen deutschen Siedlungsgebiet ansässig, 
so dass eine der Verteilung der Stimmen entsprechende Aufteilung des 
Abstimmungsgebietes geboten gewesen wäre. 

Es spielt keine Rollen, ob eine Annexion durch einseitigen Akt, durch Vertrag mit dem 
anderen Staat oder durch einseitigen Akt, der durch einen nachfolgenden Vertrag mit 



dem anderen Staat „legalisiert" wird, erfolgt. In den letzteren Fällen sind diese Verträge 
nichtig.! 6 ] Ferner spielt es keine Rolle, ob die Annexion dem mutmaßlichen Willen der im 
annektierten Gebiet ansässigen Bevölkerung entspricht. Ist mithin der letztere auch nicht 
von rechtlicher, so ist er doch von politischer Bedeutung. Einen Hinweis auf diesen 
mutmaßlichen Willen stellt die sprachliche Zugehörigkeit der betroffenen Bevölkerung 
dar. Diese ist hinsichtlich der in den nachgenannten Gebieten im Zeitpunkt der Annexion 
ansässigen Bevölkerung genau ermittelt. Doch weicht bisweilen das politische 
Bekenntnis einer Bevölkerung von deren sprachlicher Zugehörigkeit ab. Soweit solche 
Abweichungen bekannt sind, wird im folgenden auf sie hingewiesen. 

Die nachgenannten Gebiete haben nach alledem ihre Eigenschaft als Bestandteile des 
Deutschen Reiches nicht verloren. 

A. Im Jahre 1919 ff. annektierte Gebiete 

1. Posen und Westpreußen 

Durch den Vertrag von Versailles vom 28. Juni 1919 von Polen annektierte Gebiete. Eine 
Volksabstimmung fand nicht statt. Die im Zeitpunkt der Annexion ansässigen 
Bevölkerung war in Posen zu 34,4 vH! 8 ] und in Westpreußen zu 42,7 vH!®] 
deutschsprachig. Doch war der überwiegende Teil der kaschubischsprachigen und auch 
ein Teil der polnischsprachigen Bevölkerung für das Deutsche Reich eingestellt. Das 
Ergebnis einer etwaigen Volksabstimmung bleibt umstritten. 

2. Ost-Oberschlesien 

Am 20. Oktober 1921 vom Obersten Rat der Alliierten dem Staat Polen zuerkanntes und 
von diesem in der Zeit vom 17. Juni bis 12. Juli 1922 annektiertes Gebiet. 

In einer vorangegangenen Volksabstimmung in einem zum Abstimmungsgebiet 
erklärten Teil Oberschlesiens vom 20. März 1921 hatten fast 60 v.H.! g ] der Bevölkerung 
für das Verbleiben beim Deutschen Reich gestimmt. Im annektierten Ost-Oberschlesien 
betrug der Anteil der Stimmen für das Verbleiben beim Deutschen Reich dagegen nur 42 
v.HJ 10 ]. Doch war dort die Bevölkerung bei der Abstimmung dem Terror polnischer 
Banden ausgesetzt! 11 ]. Für jeden für das Deutsche Reich Stimmenden bestand die Gefahr 
für Leib und Leben. Die Abstimmung war mithin keine freie Äußerung des Willens der 
ansässigen Bevölkerung und ist daher nichtig. 

3. Ödenburg 

Ödenburg ist Bestandteil des Burgenlandes. Das Burgenland hatte zur ungarischen 
Reichshälfte der Donaumonarchie gehört, wurde jedoch wegen seiner deutschen 
Bevölkerung auf Grund der Verträge von Saint Germain vom 10. September 1919 und 
Trianon vom 26. Juli 1921 der Republik Österreich angegliedert. Am 28. August 1921 
wurde Ödenburg von ungarischen Truppen besetzt und am 1. Januar 1922 von Ungarn 
annektiert. In einer voraufgegangenen Volksabstimmung vom 14. Dezember 1921 hatten 
rund 65 vH! 12 ] der Bevölkerung für Ungarn und nur rund 35 vH! 12 ] für Österreich 
gestimmt. Die Bevölkerung hatte jedoch noch unter dem Druck des psychischen und 
physischen Terrors der ungarischen Besatzung gestanden! 13 ]. Die Abstimmung war 
mithin keine freie Äußerung des Willens der ansässigen Bevölkerung und ist daher 
nichtig. Die im Zeitpunkt der Annexion ansässige Bevölkerung war zu 53,3 vH! 14 ! 
deutschsprachig und zu einem weiteren Teil kroatischsprachig. 


4. 


Südtirol und Tarvis 



Die Gebiete waren Bestandteile Deutsch-Österreichs und wurden, ebenso wie Welsch- 
Tirol, an den auf den Waffenstillstand vom 3. November 1918 folgenden acht Tagen von 
italienischen Truppen besetzt und wurden sodann durch den Vertrag von Saint Germain 
von Italien annektiert. Eine Volksabstimmung fand nicht statt. Die im Zeitpunkt der 
Annexion in Südtirol ansässigen Bevölkerung war zu 92 vHl 15 l deutschsprachig und zu 
4,4 vH! 15 ! landinischsprachig. 

5. Elsaß-Lothringen 

Durch den Vertrag von Versailles von Frankreich annektierte Gebiete. Eine 
Volksabstimmung fand nicht statt. Die im Zeitpunkt der Annexion ansässigen 
Bevölkerung war zu 87,3 vEh 8 ] deutschsprachig. Doch war auch ein Teil der 
deutschsprachigen Bevölkerung für Frankreich eingestellt. Das Ergebnis einer etwaigen 
Volksabstimmung bleibt umstritten. 

6. Eupen und Malmedy 

Durch den Vertrag von Versailles von Belgien annektierte Gebiete. Eine 
Volksabstimmung fand nicht statt. Zwar konnten die Stimmberechtigten, die ein 
Verbleiben beim Deutschen Reich wünschten, sich schriftlich in öffentliche Listen 
eintragen, die am 23. Juli 1920 geschlossen wurden, doch waren die Listen nur zu 
ungeeigneten Zeiten zugänglich, und die Eintragenden setzten sich dem Terror 
belgischer Behörden aus. Es hatten daher nur 0,8 vH der Stimmberechtigten von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht. Die ansässige Bevölkerung konnte daher ihren Willen 
nicht frei äußern. Die Mehrheit der Abstimmungsberechtigten stimmte dagegen für das 
Verbleiben beim Deutschen Reich durch Eintragung in Protestlisten, die von den 
Parteien aufgestellt und „amtlich" nicht anerkannt wurden! 16 ! Die im Zeitpunkt der 
Annexion ansässige Bevölkerung war zu 81,7 vHl 8 ! deutschsprachig. 

B. Im Jahre 1945 annektierte Gebiete 

Diese Gebiete werden auch als fremdverwaltete Gebiete bezeichnet. Diese Bezeichnung 
ist auf die Wandlung zurückzuführen, die das Völkerrecht bereits in den Jahren von 1919 
bis 1945 erfahren hat. So war aus dem Vertrag über die Ächtung des Krieges vom 27. 
August 1928 (Briand-Kellogg-Pakt) im Wege der Auslegung auch auf ein Verbot der 
Annexion zu schließen. Entgegen diesem Verbot erfolgte Annexionen entbehrten deshalb 
von vornherein einer rechtlichen Wirkung, so dass die betroffenen Gebiete lediglich 
fremder Verwaltung unterliegen. 

1. Sudetenland, Böhmerwald, Deutschböhmen und Deutschmähren 

Diese Gebiete hatten zu den Ländern Böhmen, Mähren und Österreichisch Schlesien 
gehört und haben sich im Oktober 1918 als Provinzen Deutsch-Österreichs konstituiert 
(gegründet), sind durch Beschluss der Deutsch-Österreichischen Nationalversammlung 
vom 21. Oktober 1918 Bestandteile Deutsch-Österreichs und als solche mit Wirkung ab 
12. November 1918 Bestandteile des Deutschen Reiches geworden. Dessen ungeachtet 
haben sie am folgenden Tage diesen Beitritt nochmals ausdrücklich erklärt. Sie wurden 
ab 24. November 1918 von tschechischen Truppen besetzt und durch den Vertrag von 
Saint Germain von der Tschechoslowakei annektiert. Die Gebiete wurden sodann auf 
Grund des Prager Vertrages zwischen Großbritannien, Frankreich und der 
Tschechoslowakei erneut annektiert. Die im Zeitpunkt der erneuten Annexion 
ansässigen Bevölkerung war zu 89,9 vHl 17 ! deutschsprachig. Die letztgenannte Annexion 
wurde durch den Prager Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tschechoslowakei vom 12. Dezember 1973 „legalisiert". 



2 . 


Hultschiner Ländchen 


Dieses Gebiet hatte zu Oberschlesien gehört und wurde am 4. Februar 1920 von der 
Tschechoslowakei annektiert. Eine Volksabstimmung fand nicht statt. Die im Zeitpunkt 
der Annexion ansässige Bevölkerung war nur zu 14 vH deutschsprachig, dagegen 
überwiegend deutsch und mährisch gemischtsprachig, doch war der überwiegende Teil 
der Bevölkerung für das Deutsche Reich eingestellt. Dies beweist eine in einem Teilgebiet 
durchgeführte Probeabstimmung, bei welcher 93,7 vHi 18 i der Bevölkerung für das 
Verbleiben beim Deutschen Reich gestimmt hatten. Das Gebiet wurde zusammen mit 
dem Sudetenland 1938 an das Deutsche Reich rückerstattet und 1945 von der 
Tschechoslowakei erneut annektiert. 

3. Die sog. Freie Stadt Danzig 

Durch den Vertrag von Versailles zu einer „freien" Stadt unter dem „Schutze" des 
Völkerbundes erklärtes und der Zollhoheit Polens untergestelltes Gebiet. Eine 
Volksabstimmung fand nicht statt. Die im Zeitpunkt der Erklärung zur „freien" Stadt 
ansässige Bevölkerung war zu 95,2 vHUi deutschsprachig. Am 1. September 1939 wurde 
das Gebiet an das Deutsche Reich zurückgegliedert. Im Jahre 1945 wurde es von Polen 
annektiert. Eine Volksabstimmung fand wiederum nicht statt. 

4. Das Memelland 

Seit dem 12. Februar 1920 von den Alliierten verwaltetes und auf Grund der Konvention 
vom 6. Mai 1924 dem Staat Litauen unterstelltes „autonomes" Gebiet. Eine 
Volksabstimmung fand nicht statt. Die im Zeitpunkt der Unterstellung unter fremde 
Verwaltung ansässige Bevölkerung war zu 51,1 vHM deutschsprachig. Die im übrigen 
deutsch und litauisch gemischtsprachige Bevölkerung war überwiegend für das 
Deutsche Reich eingestellt. Am 22. März 1939 wurde das Gebiet von Litauen an das 
Deutsche Reich rückerstattet. Im Jahre 1945 wurde es von der Sowjetunion annektiert. 
Eine Volksabstimmung fand wiederum nicht statt. 

5. Ostpreußen, Pommern, Ost-Brandenburg, Niederschlesien und West-Oberschlesien 

Auf Grund der Potsdamer Erklärung vom 2. August 1945 wurde die nördliche Hälfte 
Ostpreußens sowjetischer Verwaltung unterstellt und wurde sodann von der 
Sowjetunion annektiert, und es wurden alle übrigen der genannten Gebiete polnischer 
Verwaltung unterstellt und sodann von Polen annektiert. Volksabstimmungen fanden 
nicht statt. Die im Zeitpunkt der Annexionen ansässige Bevölkerung war zu 99,58 vhl 19 i 
deutschsprachig. 

C. Zu den von der Tschechoslowakei annektierten Gebieten Sudetenland, Böhmerwald, 

Deutschböhmen, Deutschmähren und Hultschiner Ländchen: 

Der Prager Vertrag vom 12. Dezember 1973 ist schon deshalb nichtig, weil die 
Bundesrepublik Deutschland über die betreffenden Gebiete nicht verfügen kann. In ihrer 
Eigenschaft als solche kann sie dies nicht, weil die betreffenden Gebiete keine 
Bestandteile der Bundesrepublik, sondern nur Bestandteile des Deutschen Reiches sind. 
Sie könnte daher allenfalls in ihrer Eigenschaft als Vertreter oder Treuhänder des 
Deutschen Reiches verfügen. Doch Vertretung und Treuhandschaft sind, wie unter I. 1 
ausgeführt, nicht gegeben, da die Bundesrepublik diese schon längst vor Abschluss des 
Vertrages aufgegeben hat. Als Treuhänder wäre sie zudem nur befugt, Verträge 
zugunsten, nicht dagegen, Verträge zu Lasten des Deutschen Reiches abzuschließen. 
Doch ist die Frage nach der Verfügungsberechtigung zweitrangig, denn der genannte 



Vertrag ist schon wegen seines Inhalts nichtig. Es wird insoweit auf die Ausführung unter 
III. verwiesen. 


D. Zu den von der Sowjetunion und Polen annektierten Gebieten Memelland, Ostpreußen, 

Danzig, Westpreußen, Posen, Pommern, Ost-Brandenburg, Niederschlesien und 
Oberschlesien: 

Die Bundesrepublik Deutschland hat mit der Sowjetunion den Vertrag von Moskau vom 
12. August 1970 und mit Polen den Vertrag von Warschau vom 7. Dezember 1970 
geschlossen. Es ist umstritten, ob diese Verträge einen „Verzicht" auf die betreffenden 
annektierten Gebiete erhalten. Doch falls die Verträge in diesem Sinne auszulegen sind, 
sind sie aus den unter III. genannten Gründen nichtig. Im übrigen gelten die obigen 
Ausführungen über den Prager Vertrag vom 12. Dezember 1973 entsprechend. 


Die Rechtsbehauptung vom Fortbestand des Deutschen Reiches in den obigen Grenzen stützt 
sich auf das Selbstbestimmungsrecht der Völker. Dieses ist ein Recht, welches erst in jüngster 
Zeit begründet wurde. 

Das Selbstbestimmungsrecht der Völker wurde, ebenso wie die Volkssouveränität, seit der 
französischen Revolution von 1789 als politische Forderung erhoben. Doch erst seit den Jahren 
1917 und 1918 wurde es in völkerrechtlich erheblichen Erklärungen von Regierungen 
maßgebender Staaten ausgesprochen. 

Als politische Absicht ist das Selbstbestimmungsrecht der Völker erstmals enthalten in der 
Deklaration der Sowjetregierung über die Rechte der Völker Russlands vom 17. November 1917, 
in den Forderungen der Sowjetregierung bei den am 22. Dezember 1917l 2 °3 begonnenen 
Friedensverhandlungen von Brest-Litowsk und in den Erklärungen des amerikanischen 
Präsidenten Wilson vom 11. Februar und vom 4. Juli 1918! 21 1, mit denen dieser die Kriegsziele 
der Westmächte bekanntgab. 

Als Inhalt eines völkerrechtlichen Vertrages ist das Selbstbestimmungsrecht der Völker erstmals 
ausdrücklich in den Friedensvertrag von Brest-Litowsk vom 3. März 1918l 2 °3, der inzwischen 
dem damals noch siegreichen Deutschen Reich und der Sowjetregierung abgeschlossen wurde, 
und in den zwischen den nunmehr siegreichen Westmächten und dem Deutschen Reich 
abgeschlossenen Waffenstillstands-Vorvertrag vom 5. November 1918 aufgenommen 
worden! 21 ]. Der Vertrag von Brest-Litowsk entsprach in seinem übrigen Inhalt diesem Recht. Das 
Deutsche Reich hatte ausdrücklich auf Annexion verzichtet. Doch in dem sodann zwischen den 
Westmächten und dem Deutschen Reich am 11. November 1918L 22 ! abgeschlossenen 
Waffenstillstandvertrag war vom Selbstbestimmungsrecht nicht mehr die Rede. Das Deutsche 
Reich war gezwungen, diesen Waffenstillstandsvertrag zu unterzeichnen, weil die zwei Tage 
zuvor erfolgte und von den Westmächten seit 1917 geschürte Revolution ihm die 
Wiederaufnahme der Kampfhandlungen unmöglich gemacht hatte. Im Friedensvertrag von 
Versailles blieb es sodann gegenüber dem Deutschen Reich bei den oben genannten und nach 
dem frühen Völkerrecht zulässigen Annexionen. Der vertragliche Anspruch des Deutschen 
Reiches gegen die Westmächte aus dem Waffenstillstands-Vorvertrag vom 5. November 1918 
auf Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts ist noch immer unerfüllt. 

Aus dem genannten Verhalten der maßgebenden Staaten, dem Versprechen und der 
Nichteinhaltung des Versprechens, war zunächst zu schließen, dass das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker nicht den Charakter einer Völkerrechtsnorm, sondern lediglich denjenigen einer 
politischen Absichtserklärung besitzt. Noch als solche fand es Aufnahme in den Art. 1 Abs. 2 der 
Charta der Vereinten Nationen vom 26. Juni 1945. Doch wurde es sodann im Laufe der weiteren 
Entwicklung des Völkerrechts, vornehmlich durch die von der Staatenwelt vollzogene 
Entkolonialisierung, zu einem bindenden Rechtssatz erhoben. Mit diesem Charakter fand es 



Aufnahme in die jeweiligen Art. 1 Abs. 1 der Internationalen Pakte über bürgerliche und 
politische Rechte und über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 19. Dezember 
1966t 23 ]. 


Das Selbstbestimmungsrecht der Völker gilt aber nunmehr als bindender Rechtssatz nicht nur 
vom Zeitpunkt seiner Erhebung zu einem solchen ab, sondern hat auch rückwirkend Kraft. Auf 
eine solche ist aus Art. 64 der Wiener Konvention über das Recht der Verträge vom 23. Mai 1969 
zu schließen! 6 ! Doch kann die Rückwirkung nicht für beliebige geschichtliche Zeiträume gelten. 
Sie kann sich vielmehr nur auf einen überschaubaren Gegenwartszeitraum erstrecken. Dieser 
reicht aber jedenfalls bis zu dem Zeitpunkt zurück, an welchem das betreffende Recht erstmals 
als politische Absicht von Regierungen maßgebender Staaten erklärt worden ist. Dies ist die 
Jahreswende von 1917 zu 1918. 


Anmerkungen: 
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Nichtverfolgbarkeit von Straftaten nach Art. 3 des Überleitungsvertrages vom 26. Mai 1952/30. März 
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4) Ploetz, Auszug aus der Geschichte, 1976, S. 1296 
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Ploetz, Auszug aus der Geschichte, 1939, Anh. S. 77 

6) Art. 53 und Art. 64 der Wiener Konvention über das Recht der Verträge vom 23. Mai 1969. Diese 
Konvention ist am 27. Januar 1980 gemäß ihrem Art. 84 nach Hinterlegung der 35. Ratifikations¬ 
oder Beitrittsurkunde in Kraft getreten. Die Wiener Konvention enthält einen von der Sowjetunion 
und Polen initiierten Artikel 75 folgenden Inhalts: 

„Dieses Übereinkommen berührt keine mit einem Vertrag zusammenhängenden Verpflichtungen, 
welche sich für einen Aggressorstaat infolge von Maßnahme ergeben können, die auf die Aggression 
des betreffenden Staates hin im Einklang mit der Satzung der Vereinten Nationen getroffen werden." 
Nach sowjetischer Auslegung erlaubt Art. 75 der Wiener Konvention die allgemeine Diskriminierung 
eines sogenannten Aggressorstaates. Der „Agressorstaat" im Sinne dieses Artikels wird hierbei mit 
dem „Feindstaat" im Sinne der Artikel 53 und 107 der Satzung der Vereinten Nationen gleichgesetzt. 
Der Art. 75 ist, falls er in dem vorstehenden Sinne auszulegen ist, aus den gleichen Gründen nichtig, 
aus denen auch die Artikel 53 und 107 der Satzung der Vereinten Nationen nichtig sind, nämlich weil 
er den allgemeinen Normen des Völkerrechts widerspricht. 
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